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Satzung 

§1 Name, Sitz und Zweck 

1. Der am 17.01.1981 im Ortsteil Stommeln gegründete Bogensportverein führt den 

Namen "Stommelner Bogenschützen e.V.". Der Verein hat seinen Sitz in Pulheim. Er 

ist in das Vereinsregister beim Amtsgericht Köln (seit 1.1.1990 beim Amtsgericht 

Bergheim geführt) eingetragen. 

2. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr 

§2 Verbandsmitgliedschaften 

1. Der Verein ist Mitglied im 

a) Rheinischen Schützenbund 

b) Deutschen Schützenbund 

c) Landessportbund 

d) Kreissportbund 

e) Stadtsportbund 

2. Der Verein erkennt die Satzungen, Ordnungen und Wettkampfbestimmungen der 

Verbände nach Absatz 1 an. 

3. Die Mitglieder des Vereins unterstellen sich durch Beitritt zum Verein den 

maßgeblichen Satzungen, Ordnungen und Wettkampfbestimmungen der Verbände nach 

Absatz 1. Soweit danach Verbandsrecht zwingend ist, überträgt der Verein seine 

Ordnungsgewalt auf den jeweiligen Verband nach Absatz 1.  

§ 3 Zweck des Vereins , Gemeinnützigkeit 

1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 

Abschnitts "Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung z.B. Sport, und zwar 

insbesondere durch die Pflege und Förderung des Amateursports.  

Zum Vereinszweck gehört die Pflege und Förderung der Leibesübungen, sowie die des 

Schießsports mit Pfeil und Bogen.  

Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 

Zwecke. Mittel des Vereins dürfen nur für satzungsmäßige Zwecke verwendet werden. 

Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. Es darf keine 

Person durch Aufgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind oder durch 

unverhältnismäßig hohe Vergütung begünstigt werden. Aufwendungen, die von 

Amtsträgern oder Mitgliedern im Interesse des Vereins gemacht werden, können 

erstattet werden. 

§ 4 Mitgliedschaften 

1. Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person werden. 
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2. Der Verein besteht aus: 

a) ordentliche Mitgliedern, 

b) außerordentlichen Mitgliedern, 

c) Ehrenmitgliedern. 

3. Ordentliche Mitglieder sind alle Mitglieder, die sich aktiv am Vereinsleben beteiligen, 

ohne Rücksicht auf das Lebensalter. 

4. Außerordentliche Mitglieder sind die passiven und fördernden Mitglieder des Vereins. 

5. Ehrenmitglieder werden auf Vorschlag aus dem Mitgliederkreis in der 

Mitgliederversammlung auf Lebenszeit ernannt. 

6. Auf Antrag kann ein Mitglied das Ruhen seiner Mitgliedschaft schriftlich beim 

geschäftsführenden Vorstand beantragen. Dieser entscheidet dann über Annahme des 

Antrages. 

Der Antrag um die Mitgliedschaft ruhen zu lassen kann insbesondere erfolgen bei 

längeren Abwesenheiten (z.B. beruflicher Art, Ableisten des Wehrdienstes etc.) oder 

aufgrund besonderer persönlichen oder familiären Gründen. Während des Ruhens der 

Mitgliedschaft sind die Mitgliedschaftsrechte und –pflichten des Mitglieds ausgesetzt. 

§ 5 Erwerb der Mitgliedschaft 

1. Wer die Mitgliedschaft erwerben will, hat an den Gesamtvorstand ein schriftliches 

Aufnahmegesuch zu richten. Bei Minderjährigen ist die schriftliche Zustimmung der 

gesetzlichen Vertreter/in erforderlich. Die Aufnahme entscheidet der Gesamtvorstand 

durch Beschluss. 

2. Ein Aufnahmeanspruch besteht nicht. Die Ablehnung der Aufnahme muss nicht 

begründet werden. 

§ 6 Verlust der Mitgliedschaft 

1. Die Mitgliedschaft erlischt durch: 

a) Austritt (Kündigung), 

b) Streichung aus der Mitgliederliste, 

c) Ausschluss aus dem Verein, 

d) Tod des Mitglieds 

2. Der Austritt ist nur zum Schluss eines Kalenderjahres unter Einhaltung einer Frist von 

sechs Wochen zulässig. 

3. Ein ordentliches oder außerordentliches Mitglied kann durch Beschluss des 

Gesamtvorstandes von der Mitgliederliste gestrichen werden, wenn es trotz zweimaliger 

schriftlicher Mahnung an die zuletzt dem Verein bekannte Adresse mit der Zahlung von 

Beiträgen in Verzug ist. 
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Die Streichung darf erst beschlossen werden, wenn nach der Absendung der zweiten 

Mahnung ein Monat verstrichen ist und in dieser Mahnung ausdrücklich die Streichung 

angedroht wurde. 

4. ein Mitglied kann durch die Mitgliederversammlung ausgeschlossen werden: 

a) wegen erheblicher Nichterfüllung satzungsgemäßer Verpflichtungen 

b) wegen eines schweren Verstoßes gegen die Interessen des Vereins oder groben 

unsportlichen Verhaltens 

c) wegen unehrenhafter Handlungen 

Der Bescheid über den Ausschluss ist mit Einschreibebrief zuzustellen. 

5. Ausscheidende Mitglieder haben gegen den Verein keinen Anspruch am 

Vereinsvermögen. 

§7 Maßregelungen 

1. Gegen Mitglieder, die gegen die Satzung oder gegen Anordnungen des 

Gesamtvorstandes verstoßen, können nach vorheriger Anhörung durch die 

Mitgliederversammlung vom Gesamtvorstand folgende Maßnahmen verhängt werden: 

a) Verweis 

b) angemessene Geldstrafe 

c) zeitlich begrenztes Verbot der Teilnahme am Sportbetrieb und den 

Veranstaltungen des Vereins. 

§8 Mitgliedsbeiträge 

1. Der Verein erhebt Mitgliedsbeiträge. Er kann Aufnahmegebühren und Umlagen 

festsetzen. 

2. Der monatliche Mitgliedsbeitrag, sowie außerordentlich Beiträge werden jährlich von 

der Mitgliederversammlung festgelegt. 

3. Die Mitglieder erhalten keine Gewinnanteile und in ihrer Eigenschaft als Mitglieder 

auch keine sonstigen Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 

4. Für die Höhe der jährlichen Mitgliedesbeiträge, Aufnahmegebühren und Umlagen, ist 

die jeweils gültige Beitragsordnung maßgebend, die von der Mitgliederversammlung 

beschlossen wird. 

§9 Stimmrecht und Wählbarkeit 

1. Stimmberechtigt sind alle Mitglieder ab vollendetem 16. Lebensjahr. Bei der Wahl des 

Jugend/Sportleiters steht das Stimmrecht allen Mitgliedern des Vereins vom 

vollendeten 14. Lebensjahr an zu. 
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2. Mitglieder, denen kein Stimmrecht zusteht, können an der Mitgliederversammlung als 

Gäste jederzeit teilnehmen. 

3. Das Stimmrecht kann nur persönlich ausgeübt werden. Das Stimmrecht eines 

Minderjährigen wird durch seine gesetzlichen Vertreter ausgeübt. Der Minderjährige 

kann persönlich abstimmen, wenn er vor Beginn der Abstimmung eine schriftliche 

Ermächtigung seiner gesetzlichen Vertreter vorlegt. 

4. Gewählt werden können alle volljährigen und vollgeschäftsfähigen Mitglieder des 

Vereins. 

§10 Vereinsorgane 

1. Organe des Vereins sind: 

a) die Mitgliederversammlung 

b) der Vorstand nach § 26 BGB 

c) der Gesamtvorstand 

2. Für die Abgeltung des Aufwendungsersatzes gilt die jeweils aktuell bekannt gegebene 

Verwaltungs- und Reisekostenordnung des Vereins. 

§11 Mitgliederversammlung 

1. Oberstes Organ des Vereins ist die Mitgliederversammlung. 

2. Die Mitgliederversammlung ist insbesondere für die folgenden Angelegenheiten 

zuständig: 

a) Genehmigung des vom Vorstand aufgestellten Haushaltsplanes für das nächste 

Kalenderjahr 

b) Feststellung der Jahresrechnung 

c) Entgegennahme des Jahresberichtes des Vorstandes 

d) Entgegennahme des Berichtes der Kassenprüfer 

e) Entlastung des Vorstandes 

f) Beschlussfassung über Satzungsänderungen und Auflösung des Vereins 

g) Wahl des Vorstandes 

h) Bestätigung des Jugendvorstandes 

i) Wahl der Kassenprüfer 

j) Beschlussfassung über Ordnungen und deren Änderungen. 

3. Eine ordentliche Mitgliederversammlung (Jahreshauptversammlung) findet in jedem 

Jahr statt. Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Zahl der erschienenen 
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Mitglieder beschlussfähig. Die Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der 

anwesenden, stimmberechtigten Mitglieder gefasst. Bei Stimmengleichheit ist eine 

erneute Abstimmung erforderlich. Satzungsänderungen können nur mit einer Mehrheit 

von 2/3 der erschienenen, stimmberechtigten Mitglieder beschlossen werden. 

4. Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist innerhalb einer Frist von 14 Tagen 

mit entsprechender Tagesordnung einzuberufen, wenn es 

a) der Vorstand beschließt oder wenn es 

b) ein Viertel der stimmberechtigten Mitglieder schriftlich beim Vorsitzenden 

beantragt hat. 

5. Die Einberufung der Mitgliederversammlung erfolgt durch den Gesamtvorstand. Sie 

geschieht in Form einer schriftlichen Einladung an alle Mitglieder per Post oder e-Mail. 

Zwischen dem Tag der Einladung und dem Termin der Versammlung muss eine Frist 

von mindestens 14 Tagen liegen. 

6. Mit der Einladung zur ordentlichen Mitgliederversammlung ist die Tagesordnung 

mitzuteilen. Diese muss folgende Punkte enthalten: 

a) Bericht des Vorstands 

b) Entlastung des Vorstands 

c) Wahlen, soweit diese erforderlich sind 

d) Beschlussfassung über vorliegende Anträge 

e) Festsetzung der Mitgliedsbeiträge und außerordentliche Beiträge 

7. Anträge können gestellt werden: 

a) von Mitgliedern 

b) vom Vorstand 

8. Über Anträge, die nicht schon in der Tagesordnung verzeichnet sind, kann in der 

Mitgliederversammlung nur abgestimmt werden, wenn die Anträge vor 

Verabschiedung der Tagesordnung vorgeschlagen worden sind. 

9. Geheime Abstimmungen erfolgen nur, wenn mindesten 10 stimmberechtigte Mitglieder 

es beantragen 

§12 Vorstand 

1. Der geschäftsführende Vorstand besteht aus: 

a) dem 1. Vorsitzenden, 

b) dem 2. Vorsitzendem, 

c) dem Kassenwart 
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2. Der Gesamtvorstand des Vereins besteht aus: 

a) dem 1. Vorsitzenden, 

b) dem 2. Vorsitzendem, 

c) dem Kassenwart, 

d) dem Sportwart, 

e) dem Platzwart/Gerätewart 

f) dem Jugendleiter, 

g) dem Schriftführer 

3. Die Ämter des geschäftsführenden Vorstands dürfen nicht in Personalunion 

übernommen werden. Der geschäftsführende Vorstand besteht aus 3 Mitgliedern. 

Mitglieder des geschäftsführenden Vorstands dürfen jedoch weitere Ämter, die nicht 

zum geschäftsführenden Vorstand zählen übernehmen. Diese übrigen Ämter dürfen in 

Personalunion übernommen werden. 

4. Der Gesamtvorstand kann sich eine Geschäftsordnung geben. 

5. Satzungsänderungen, die von Aufsichts-, Gerichts- oder Finanzbehörden aus formalen 

Gründen verlangt werden, kann der Vorstand von sich aus vornehmen. Diese 

Satzungsänderungen müssen der nächsten Mitgliederversammlung mitgeteilt werden. 

6. Der Vorstand kann Mitglieder, die besondere Aufgaben übernehmen, als ständige 

Teilnehmer an den Vorstandssitzungen kooptieren. Die Kooptierten haben beratende 

Aufgaben, aber kein Stimmrecht innerhalb des Vorstands. 

§13 Vorstand gem. § 26 BGB 

1. Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch den 1. Vorsitzenden, den 2. 

Vorsitzenden und den Kassenwart vertreten. Jeder von ihnen ist allein 

vertretungsberechtigt. Im Innenverhältnis des Vereins darf der stellvertretende 

Vorsitzende seine Vertretungsmacht nur ausüben, wenn der 1. Vorsitzende verhindert 

ist. 

2. Der Jugendleiter wird in der Mitgliederversammlung gewählt (vergl. $9 Ziffer 1 der 

Satzung). 

3. Der Gesamtvorstand leitet den Verein. Seine Sitzungen werden vom Vorsitzenden 

geleitet. Er tritt zusammen, wenn es das Vereinsinteresse erfordert oder 3 

Vorstandsmitglieder es beantragen. Er ist beschlussfähig, wenn die Hälfte der 

Vorstandsmitglieder anwesend ist. Bei Ausscheidung eines Vorstandsmitglieds ist der 

Gesamtvorstand berechtigt, ein neues Mitglied kommissarisch bis zur nächsten Wahl 

zu berufen. 
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4. Zu den Aufgaben des Gesamtvorstandes gehören: 

a) Die Durchführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung. 

b) Die Bewilligung von Ausgaben 

c) Aufnahme von Mitgliedern 

d) Durchführung des Ausschlußverfahrens nach Beschluss der 

Mitgliederversammlung 

e) Streichung von Mitgliedern aus der Mitgliederliste 

5. Der geschäftsführende Vorstand ist für die Aufgaben zuständig, die auf Grund ihrer 

Dringlichkeit einer schnellen Erledigung bedürfen. Er erledigt außerdem Aufgaben, 

deren Behandlung durch den Gesamtvorstand nicht notwendig ist. Der Gesamtvorstand 

ist über die Tätigkeit des geschäftsführenden Vorstands laufend zu informieren. 

§14 Protokollieren der Beschlüsse 

1. Über die Beschlüssen der Mitgliederversammlung und des Vorstands ist jeweils ein 

Protokoll anzufertigen, das vom Versammlungsleiter und dem von ihm bestimmten 

Protokollführer zu unterzeichnen ist. 

§15 Vergütung für die Vereinstätigkeit 

1. Die Vereins- und Organämter werden grundsächlich ehrenamtlich ausgeübt. 

2. Bei Bedarf können Vereinsämter im Rahmen der haushaltsrechtlichen Möglichkeiten 

entgeltlich auf der Grundlage eines Dienstvertrages oder gegen Zahlung einer 

Aufwandsentschädigung nach §3 Nr. 26a ESTG ausgeübt werden. 

3. Die Entscheidung über eine entgeltliche Vereinstätigkeit nach Ab. (2) trifft der 

Gesamtvorstand. Gleiches gilt für die Vertragsinhalte und die Vertragsbeendigung. 

4. Der Gesamtvorstand ist ermächtigt, Tätigkeiten für den Verein gegen Zahlung einer 

angemessenen Vergütung oder Aufwandsentschädigung zu beauftragen. Maßgebend ist 

die Haushaltslage des Vereins. 

5. Im Übrigen haben die Mitglieder einen Aufwendungsersatzanspruch nach §670 BGB 

für solche Aufwendungen, die ihnen durch die Tätigkeit für den Verein entstanden sind. 

Hierzu gehören insbesondere Fahrkosten, Reisekosten, Porto, Telefon usw. 

6. Der Anspruch auf Aufwendungsersatz kann nur innerhalb des Geschäftsjahres, in dem 

der Anspruch entstanden ist, geltend gemacht werden. Erstattungen werden nur 

gewährt, wenn die Aufwendungen mit Belegen und Aufstellungen, die prüffähig sein 

müssen, nachgewiesen werden. 

7. Von der Mitgliederversammlung können per Beschluss im Rahmen der 

steuerrechtlichen Möglichkeiten Grenzen über die Höhe des Aufwendungsersatzes nach 

§670 BGB festgesetzt werden 
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8. Weitere Einzelheiten regelt die Verwaltungs- und Reisekostenordnung des Vereins, die 

von der Mitgliederversammlung erlassen und geändert wird. 

 

§16 Wahlen 

1. Die Mitglieder des Gesamtvorstands und die Kassenprüfer werden für die Dauer von 

zwei Jahren gewählt. Eine Wiederwahl in den Vorstand und als Kassenprüfer ist 

möglich. 

2. Der Gesamtvorstand bleibt auch nach Ablauf der Amtszeit im Amt, bis ein neuer 

Gesamtvorstand gewählt ist. Abwesende können gewählt werden, wenn sie ihre 

Bereitschaft zur Annahme des Amtes vorher schriftlich erklärt haben. 

3. Es werden zwei Kassenprüfer und ein Vertreter gewählt. Die Mitglieder mit den meisten 

und zweit meisten Stimmen sind Kassenprüfer. Das Mitglied mit den dritt meisten 

Stimmen ist Vertreter. Er kann zur Kassenprüfung herangezogen werden, wenn einer 

der Kassenprüfer zur Prüfung verhindert ist. 

§17 Kassenprüfung 

1. Die Kasse des Vereins wird in jedem Jahr durch zwei von der 

Mitgliederversammlung des Vereins gewählte Kassenprüfer geprüft. Die Kassenprüfer 

erstatten der Mitgliederversammlung einen Prüfungsbericht. Dieser Bericht kann auch 

in schriftlicher Form vorgelegt werden. Bei ordnungsgemäßer Führung der 

Kassengeschäfte wird die Entlastung des Vorstands beantragt. 

§18 Haftung des Vereins 

1. Ehrenamtlich Tätige haften für Schäden gegenüber den Mitgliedern und gegenüber dem 

Verein, die sie in Erfüllung ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit verursachen, nur für Vorsatz 

und grobe Fahrlässigkeit. 

2. Der Verein haftet gegenüber den Mitgliedern im Innenverhältnis nicht für fahrlässig 

verursachte Schäden oder Verluste, die Mitglieder bei der Ausübung des Sports, bei 

Benutzung von Anlagen oder Einrichtungen und Geräten des Vereins oder bei 

Vereinsveranstaltungen erleiden, soweit solche Schäden oder Verluste nicht durch die 

Versicherungen des Vereins gedeckt sind. 

§19 Datenschutz 

1. Der Verein erhebt, verarbeitet und nutzt personenbezogene Daten seiner Mitglieder 

unter Einsatz von Datenverarbeitungsanlagen (EDV) zur Erfüllung der gemäß dieser 

Satzung zulässigen Zwecke und Aufgaben, beispielsweise im Rahmen der 

Mitgliederverwaltung. 

 

Hierbei handelt es sich insbesondere um folgende Mitgliederdaten:   

 

- Name und Anschrift, 

- Bankverbindung,  

- Telefonnummern (Festnetz und Mobil)  
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- E-Mail-Adresse,  

- Geburtsdatum, 

- Staatsangehörigkeit 

- Lizenz(en), 

- Ehrungen, 

- Funktion(en) im Verein, 

- Wettkampfergebnisse, 

- Zugehörigkeit zu Mannschaften, 

- Startrechte und ausgeübte Wettbewerbe, 

 

2. Der Verein hat Versicherungen abgeschlossen oder schließt solche ab, aus denen er 

und / oder seine Mitglieder Leistungen beziehen können. Soweit dies zur Begründung, 

Durchführung oder Beendigung dieser Verträge erforderlich ist, übermittelt der Verein 

personenbezogene Daten seiner Mitglieder (Name, Adresse, Geburtsdatum oder Alter, 

Funktion(en) im Verein, etc.) an das zuständige Versicherungsunternehmen. Der 

Verein stellt hierbei vertraglich sicher, dass der (die) Empfänger(in) die Daten 

ausschließlich dem Übermittlungszweck gemäß verwendet. 

3. Im Zusammenhang mit seinem Sportbetrieb sowie sonstigen satzungsgemäßen 

Veranstaltungen veröffentlicht der Verein personenbezogene Daten und Fotos seiner 

Mitglieder auf seiner Homepage, sozialen Medien und übermittelt Daten und Fotos zur 

Veröffentlichung an Print- und Telemedien sowie elektronische Medien. Dies betrifft 

insbesondere Start- und Teilnehmerlisten, Mannschaftsaufstellungen, Ergebnisse, 

Wahlergebnisse sowie bei sportlichen oder sonstigen Veranstaltungen anwesende 

Vorstandsmitglieder und sonstige Funktionäre. Die Veröffentlichung / Übermittlung 

von Daten beschränkt sich hierbei auf Daten, die zur Organisation des Vereins und des 

Sportbetriebes nötig sind. Hierzu gehören, Name, Anschrift, Vereins- und 

Abteilungszugehörigkeit, Funktion im Verein, Geburtsdatum. 

 

Ein Mitglied kann jederzeit gegenüber dem Vorstand der Veröffentlichung von 

Einzelfotos seiner Person widersprechen. Ab Zugang des Widerspruchs unterbleibt die 

Veröffentlichung / Übermittlung und der Verein entfernt vorhandene Fotos von seiner 

Homepage. 

 

4. Als Mitglied des Deutschen Schützenbundes und des Rheinischen Schützenbundes ist 

der Verein verpflichtet, bestimmte personenbezogene Daten über den Rheinischen 

Schützenbund dorthin zu melden. 

 

Im Zusammenhang mit der Organisation und der Entwicklung des Landes- bzw. 

Bundesverbandes, des Sportbetriebes in den entsprechenden jeweiligen 

übergeordneten Verbandshierarchien sowie sonstigen satzungsgemäßen 

Veranstaltungen der übergeordneten Verbandshierarchien übermittelt der Verein 

personenbezogene Daten.  

 

Übermittelt werden an den Rheinischen Schützenbund und falls notwendig auch an 

den Deutschen Schützenbund der Name, Anschrift, Geburtsdatum, 

Wettkampfergebnisse, Startberechtigungen, Mannschaftsaufstellungen, praktizierte 

Wettbewerbe, Lizenzen, Vereinszugehörigkeit sowie bei Vereinsfunktionen auch 

Telefonnummern und E-Mail-Adresse. 
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Ein Mitglied kann jederzeit gegenüber dem Vorstand des verarbeitenden Verbandes 

der Veröffentlichung von Einzelfotos seiner Person widersprechen. Ab Zugang des 

Widerspruchs unterbleibt die Veröffentlichung / Übermittlung und der Verein entfernt 

vorhandene Einzelfotos von seiner Homepage. 

 

5. Auf seiner Homepage berichtet der Verein auch über Ehrungen. Hierbei werden Fotos 

von Mitgliedern und folgende personenbezogene Mitgliederdaten veröffentlicht: 

Name, Vereinszugehörigkeit und deren Dauer, Funktion im Verein und –soweit 

erforderlich – Alter, Geburtsjahrgang oder Geburtstag. Berichte über Ehrungen nebst 

Fotos darf der Verein – unter Meldung von Name, Funktion im Verein, 

Vereinszugehörigkeit und deren Dauer – auch an andere Print- und Telemedien sowie 

elektronische Medien übermitteln. Im Hinblick auf Ehrungen und Geburtstage kann 

das betroffene Mitglied jederzeit gegenüber dem Vorstand der Veröffentlichung / 

Übermittlung von Einzelfotos sowie seiner personenbezogenen Daten allgemein oder 

für einzelne Ereignisse widersprechen. Der Verein informiert das Mitglied rechtzeitig 

über eine beabsichtigte Veröffentlichung / Übermittlung in diesem Bereich und teilt 

hierbei auch mit, bis zu welchem Zeitpunkt ein Widerspruch erfolgen kann. Wird der 

Widerspruch fristgemäß ausgeübt, unterbleibt die Veröffentlichung / Übermittlung. 

Anderenfalls entfernt der Verein Daten und Einzelfotos des widersprechenden 

Mitglieds von seiner Homepage und verzichtet auf künftige Veröffentlichungen / 

Übermittlungen. 

 

6. Mitgliederlisten werden als Datei oder in gedruckter Form soweit an 

Vorstandsmitglieder, sonstige Funktionäre und Mitglieder herausgegeben, wie deren 

Funktion oder besondere Aufgabenstellung im Verein die Kenntnisnahme erfordern. 

Macht ein Mitglied glaubhaft, dass es die Mitgliederliste zur Wahrnehmung seiner 

satzungsgemäßen Rechte (z. B. Minderheitenrechte) benötigt, wird ihm eine gedruckte 

Kopie der Liste gegen die schriftliche Versicherung ausgehändigt, dass Namen, 

Adressen und sonstige Daten nicht zu anderen Zwecken Verwendung finden. 

 

Beinhalten die Mitgliederlisten besondere Kategorien personenbezogener Daten gem. 

Art. 9 Abs. 1 DSGVO-Neu so sind die Empfänger der Geheimhaltung verpflichtet und 

haben die Geheimhaltung besonders zu erklären. Die Herausgabe der Daten darf nur in 

digitaler und verschlüsselter Form erfolgen. Das Kennwort zur Entschlüsselung der 

Daten ist getrennt von der Datenübermittlung zu übermitteln.  

 

Diese Informationen werden in dem vereinseigenen EDV-System gespeichert. Jedem 

Vereinsmitglied wird dabei eine Mitgliedsnummer zugeordnet. Die 

personenbezogenen Daten werden dabei durch geeignete technische und 

organisatorische Maßnahmen vor der Kenntnisnahme Dritter geschützt. 

 

7. Sonstige Informationen und Informationen über Nichtmitglieder werden von dem 

Verein intern nur verarbeitet, wenn sie zur Förderung des Vereinszweckes nützlich 

sind und keine Anhaltspunkte bestehen, dass die betroffene Person ein schutzwürdiges 

Interesse hat, das der Verarbeitung entgegensteht. 
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8. Durch ihre Mitgliedschaft und die damit verbundene Anerkennung dieser Satzung 

stimmen die Mitglieder der Erhebung, Verarbeitung (Speicherung, Veränderung, 

Übermittlung) und Nutzung ihrer personenbezogenen Daten in dem vorgenannten 

Ausmaß und Umfang zu. Eine anderweitige, über die Erfüllung seiner 

satzungsgemäßen Aufgaben und Zwecke hinausgehende, Datenverwendung ist dem 

Verein nur erlaubt, sofern er aus gesetzlichen Gründen hierzu verpflichtet ist. Ein 

Datenverkauf ist nicht statthaft. 

 

9. Jedes Mitglied hat im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften des 

Bundesdatenschutzgesetzes (insbesondere §§ 34, 35 BDSG) das Recht auf Auskunft 

über die zu seiner Person gespeicherten Daten, deren Empfänger und den Zweck der 

Speicherung sowie auf Berichtigung, Löschung oder Sperrung seiner Daten. 

 

10. Den Organen des Vereins und allen Mitarbeitern / Mitgliedern des Vereins oder sonst 

für den Verein Tätigen ist es untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu anderen 

als dem zur jeweiligen Aufgabenerfüllung gehörenden Zweck zu verarbeiten, bekannt 

zu geben, Dritten zugänglich zu machen oder sonst zu nutzen. Diese Pflicht besteht 

auch über das Ausscheiden der oben genannten Person aus dem Verein hinaus. 

§20 Auflösung des Vereins 

1. Die Auflösung des Vereins kann nur in einer außerordentlichen Mitglieder-

versammlung beschlossen werden. Auf der Tagesordnung dieser Versammlung darf nur 

der Punkt "Auflösung des Vereins" stehen. 

2. Die Einberufung einer solchen Mitgliederversammlung darf nur erfolgen, wenn es 

a) der Gesamtvorstand mit einer Mehrheit beschlossen hat, oder 

b) von 2/3 der stimmberechtigten Mitglieder des Vereins schriftlich gefordert 

wurde. 

3. Die Versammlung ist beschlussfähig, wenn mindesten 50% der stimmberechtigten 

Mitglieder anwesend sind. Die Auflösung kann nur mit einer Mehrheit von 3/4 der 

erschienenen stimmberechtigten Mitglieder beschlossen werden. Die Abstimmung ist 

namentlich vorzunehmen. 

4. Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall des steuerbegünstigten 

Zwecks fällt das Vermögen des Vereins an die Stadt Pulheim, die es unmittelbar und 

ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke zu verwenden hat. 

5. Als Liquidatoren werden der/die Vorsitzende und ein/e Stellvertreter/in bestellt. 

 

 

1.Vositzender     Kassenwart 

 Wolfgang Schött     Rainer Kuhl 

 


